für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 54. 


(Nr, 6216.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Oktober 1865., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte an die Gemeinden Gahlen, Gartrop, Buͤhl, Huͤnxe, 
Bruckhauſen und Bucholtwelmen im Kreiſe Duisburg zum chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Wegeſtrecken 1) von Dorſten uͤber Gahlen und Huͤnxe nach 
Dinslaken, 2) von Gahlen nach Kirchhellen und 3) von Huͤnxe bis zur 
Coͤln⸗Arnheimer Staatsſtraße auf Weſel. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ge: 
meinden der Buͤrgermeiſterei Gahlen, Kreis Duisburg, Regierungsbezirk Duͤſſel⸗ 
dorf, beabſichtigten chauſſeemaͤßigen Ausbau der Wegeſtrecken 1) von Dorſten 
uͤber Gahlen und Huͤnxe nach Dinslaken, 2) von Gahlen nach Kirchhellen und 
3) von Huͤnxe bis zur Coͤln-Arnheimer Staatsſtraße auf Weſel, genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Gahlen, Gartrop, Bühl, Huͤnxe, Bruck⸗ 
hauſen und Bucholtwelmen das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich den 
genannten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unter⸗ 
haltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Be⸗ 
ſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 
einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hier 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 
gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. s 
Baden-Baden, den 14. Oktober 1865. f 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. Dezember 1865. 


(Fr. 6217.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Oktober 1865., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
klaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 

Chauſſee von Kelberg an der Coblenz⸗Luͤtticher Bezirksſtraße uͤber Bongard, 

Borler und Nohn, im Regierungsbezirk Coblenz, in der Richtung auf 

Ahrdorf an der Mayen-Blankenheimer Bezirksſtraße, im Regierungsbezirk 

Aachen, an die Gemeinden Kelberg, Bongard, Borler und Nohn. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Kelberg an der Coblenz⸗ Lütticher Bezirksſtraße uͤber Bongard, 
Borler und Nohn, im Regierungsbezirk Coblenz, in der Richtung auf Ahrdorf 
an der Mayen⸗Blankenheimer Bezirksſtraße, im Regierungsbezirk Aachen, ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Kelberg, Bongard, Borler 
und Nohn, einer jeden für die von ihr zu bauende Strecke, das Expropriations⸗ 
recht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
«gabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme de 
kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauffeegelded nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Schloß Babelsberg, den 30. Oktober 1865. 


Wilhelm. 


b. Bodelſchwingh. Gr. b. Itzenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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Gr. 6218.) Statut des Ruppichterother Wieſenverbandes im Sieg⸗Kreiſe des Regierungs⸗ 


bezirks Coͤln. Vom 6. November 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


ertheilen hiermit dem beigeſchloſſenen Statute wegen Bildung des Ruppichterother 
Wieſenverbandes auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57. 
(Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 
1853. Artikel 2. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1853. S. 183.) die landesherrliche 


Beſtaͤtigung mit der Maaßgabe, daß: N 


1) die Parzellen in der großen Wieſe, Gemeinde Velken, Flur VII. Nr. 145. 
und a ſowie der Theil der Parzellen, Gemeinde Velken, Flur 
VI. Nr. 214. bis 221., „die große Wieſe“ genannt, welcher zwiſchen 
dem projektirten Zuleitungsgraben Nr. 3. und dem Bache liegt, und 
nach feiner Höhenlage nicht bewäffert werden kann, von Beitraͤgen frei 


zu laſſen ſind; 

2) daß auch andere Parzellen, welche fuͤr die Bewaͤſſerung zu hoch liegen, 
erſt dann beitragspflichtig werden, wenn der Beſitzer ſie abtraͤgt und 
Bewaͤſſerung in Anſpruch nimmt; 

3) die Aufbringung der Koſten der Anlage und Unterhaltung auf Ver⸗ 

langen der Betheiligten nach Sektionen geſondert werden kann, woruͤber 
im Mangel der Einigung der Vorſtand und das Schiedsgericht zu 
entſcheiden haben, unter Beobachtung des Grundſatzes, daß die Ver⸗ 
theilung der Beiträge dem Verhaͤltniß der erwachſenden Vortheile ent⸗ 
ſprechen ſoll. - 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


5 Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 6. November 1865. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 218) : 147° Sta⸗ 


ea 


Statut 8 8 
des 
Ruppichterother Wieſenverbandes. 


Verhandelt Ruppichteroth, den 22. April 1853. 


Ver dem unterzeichneten Buͤrgermeiſter erſchienen die Eigenthuͤmer der Grund⸗ 
ſtuͤcke in dem Waldbroͤlbachthale bei Ruppichteroth, wie fie in dem Kataſter⸗ 
Auszuge vom 30. Maͤrz 1853. bezeichnet find, und verabredeten unter ſich fol⸗ 
genden Genoſſenſchaftsvertrag auf Grund des Geſetzes uͤber die Benutzung der 
Privatfluͤſſe vom 28. Februar 1843. $$. 56. ff. (Geſetz-Samml. vom Jahre 
1843. S. 51.) 


H. 1. 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke bilden einen Wieſenverband, 
um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſerung zu verbeſſern. 


Der Verband waͤhlt ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


9. 2. 


Die Haupt⸗, Be⸗ und Entwaͤſſerungs⸗-Graͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbands⸗ 
wieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Ver⸗ 
bandes gemacht und unterhalten, nach einem Plane, welcher durch den beſtellten 
Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung feſt⸗ 
zuſtellen iſt. 


Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ıc. bleibt den Eigenthuͤmern übers 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers 
im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die Aus⸗ 
fuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes fuͤr 
ihre Rechnung uͤbertragen. f e 


H. 35 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Ans 
lagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. f 5 > 

Der 


Die Beſaamung, der Umbau und die fonftige Unterhaltung der einzelnen 


3 1137 — 85 f i f 
Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. a 
Die Anlagen werden in der Regel im Tagelohn ausgefuͤhrt unter Leitung 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten nach 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 
Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Fallen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehoͤrig ausgefuͤhrten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 
Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den ein⸗ 
zelnen Genoſſen für ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen 
Anlage nicht unterbleiben duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige Vor⸗ 
theile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber 
werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (okr. H. 9.). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen⸗ 
verbandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 


5 bruar 1843. 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
5 Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz fuͤr baare Auslagen und 
Verſaͤumniß ꝛc. erhält jedoch der Wieſenvorſteher jahrlich pro Morgen fünf 
Silbergroſchen. i 
H. 6. a 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſen⸗ 
ſchoͤffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, drei 
Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

5 Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
Rin derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen konnen durch ihre geſetzlichen 

Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. i 
(Nr. 6218.) Waͤhl⸗ 


Wahlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 

bande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 

tiges Erkenntniß verloren hat. 3 

| Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 

zu beobachten. ö 
Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſcheinigte 

Wahlprotokoll. 


H. 7. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 1 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. : 
Er hat insbeſondere: 

a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; 

bp) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen 
und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 5 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; i 3 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchoͤffen abzuhalten; 4 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen, zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wiefenfchöffen noͤthig; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. = 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die Generals 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein⸗ für allemal 
beſtimmt. 

Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Landrathes. 

Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, daß 
alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigen⸗ 


thümer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt die Bewäſſene 5 
Ne 


3 


3 ͤ P 

Anlagen eigenmaͤchtig veraͤndern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von 

zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. | \ 
Der Wiefenwärter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſungen 


des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Ver⸗ 
weis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes durch 
die Regierung (elr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge⸗ 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Geegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt 
die Koſten. N 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den offentlichen Gemeindeaͤmtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


H. 10. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen, und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. 


H. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 
(Nr, 62186219.) Das 


114 = Bat 
Dias Auffichtere 't wird von dem Kreislandrathe, von der Königlichen 
IR g in Coͤln als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit 


5 den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


Se H. 12. „„ 
= Gegenwaͤrtiges Statut ſoll nur mit Genehmigung des Herrn Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten abgeändert werden koͤnnen. 


Vorgeleſen, allerſeits ausdruͤcklich genehmigt und unterſchrieben reſp. mi 
Kreuzzeichen unterzeichnet. . 


(Folgen die Unterſchriften.) 


— — — 


(Nr. 6219.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. November 1865. betreffend die Verlegung des 
15 Termins zum Zuſammentritt der Pruͤfungskommiſſion fuͤr Rheinſchiffer. 


Au Ihren Bericht vom 28. Oktober d. J. genehmige Ich, daß der durch 
den Erlaß vom 20. April 1857. (Geſetz⸗Samml. für 1857. S. 367.) auf den 
dritten Montag im Monat Auguſt feſtgeſetzte Termin zum Zuſammentritt der 
Pruͤfungskommiſſion fuͤr Rheinſchiffer auf den erſten Montag im Monat Auguſt 

verlegt werde. f 5 1 

Di.ieſer Erlaß iſt durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. i N 
Schloß Babelsberg, den 6. November 1865. N 


Wilhelm 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
Zugleich fuͤr den Miniſter der 5 
auswaͤrtigen Angelegenheiten. 5 


An den Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten, den 

a Miniſter für Handel, Gewerbe und Öffentliche 
Arbeiten, den Juſtizminiſter und den Miniſter 
des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
N (R. v. Decker). 


